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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes 

A. Zielsetzung 

Den Heimaufsichtsbehörden, Gesundheitsämtern und Ordnungs-
ämtern werden durch Beobachtungen und Beschwerden immer 
wieder Mißstände in privat-gewerblich bet riebenen Kurzzeitpfle-
geeinrichtungen bekannt. Die festgestellten Mängel beziehen sich 
auf alle Bereiche der Betreuung der in diesen Einrichtungen 
aufgenommenen Menschen. In vielen Einrichtungen wird kein 
bzw. nicht ausreichend qualifiziertes Personal beschäftigt. Pflege-
leistungen werden häufig nur unzureichend gewährt. Die als 
Kurzzeitpflegeeinrichtungen genutzten Anwesen erfüllen in vielen 
Fällen nicht die baulichen und räumlichen Voraussetzungen für die 
Betreuung pflegebedürftiger Menschen. Die Heimaufsichtsbehör-
den können gegen diese Mißstände keine heimaufsichtsrechtli-
chen Maßnahmen ergreifen, da Kurzzeitpflegeeinrichtungen der-
zeit nicht vom Heimgesetz erfaßt werden. Alte, pflegebedürftige 
und behinderte Menschen in Kurzzeitpflegeeinrichtungen sind 
jedoch im gleichen Umfang schutzwürdig wie die auf unbestimmte 
Zeit oder auf Dauer in einem Heim aufgenommenen Menschen. 
Ihnen ist deshalb ebenfa lls der Schutz des Heimgesetzes zu 
gewähren. 

B. Lösung 

Einbeziehung der Kurzzeitpflegeeinrichtungen in das Heim-
gesetz. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs des Heimgesetzes führt 
bei den zuständigen Aufsichtsbehörden zu einem relativ geringen, 
von der Zahl der Kurzzeitpflegeeinrichtungen abhängigen Per-
sonalmehrbedarf. 
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An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 656. Sitzung am 7. Mai 1993 beschlossenen Entwurf eines .. . 
Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Fami lie und Senioren. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage i 

Entwurf eines . .. Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Heimgesetzes 

Das Heimgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. April 1990 (BGBl. I S. 763, 1069) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In § 1 wird folgender neuer Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Dieses Gesetz gilt, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, auch für Heime oder Teile von 
Heimen im Sinne von Absatz 1 Satz 2, die 
pflegebedürftige Volljährige zum Zwecke der 
Pflege nur vorübergehend aufnehmen (Kurz-
zeitpflegeheime)." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„wirken" ein Komma gesetzt und die Worte „so-
weit sie nicht nur vorübergehend aufgenommen 
sind," eingefügt. 

3. In § 3, § 5 Abs. 3, § 8 Abs. 3 und § 14 Abs. 7 Satz 1 
wird jeweils die Bezeichnung „Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit" durch 
die Bezeichnung „Bundesminister für Familie und 
Senioren" ersetzt. 

Artikel 2 

Anwendung auf bestehende Kurzzeitpflegeheime 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Kurz-
zeitpflegeheim im Sinne des § 1 Abs. 2 des Heimge-
setzes betreibt, hat den Betrieb innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
zuständigen Behörde anzuzeigen. § 7 Abs. 1 des 
Heimgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Kurz-
zeitpflegeheim betreibt, für das nach dem Heimgesetz 
eine Erlaubnis erforderlich ist, hat innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der 
zuständigen Behörde eine Erlaubnis zu beantragen. 
Die zuständige Behörde kann bei der Erteilung der 
Erlaubnis Ausnahmen von einzelnen Anforderungen 
für den Betrieb des Kurzzeitpflegeheims zulassen, 
wenn eine den Bestimmungen des Heimgesetzes 
entsprechende Betreuung der Bewohner gewährlei-
stet ist. Bis zur Entscheidung der zuständigen Behörde 
über den Antrag ist der Antragsteller zum Be treiben 
des Kurzzeitpflegeheimes berechtigt. Wird der Antrag 
nicht fristgerecht gestellt, erlischt die Berechtigung 
zum Betrieb. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Nach den Beobachtungen und Berichten der zustän-
digen Behörden ist ein ausreichender Schutz der in 
privat-gewerblich bet riebenen Kurzzeitpflegeein-
richtungen aufgenommenen Menschen nicht gewähr-
leistet. Den zuständigen Behörden sind eine Vielzahl 
von Mängeln im Bereich der Betreuung der in diesen 
Einrichtungen aufgenommenen Personen bekannt. 
So wird qualifiziertes Personal nicht oder nicht im 
erforderlichen Umfang beschäftigt. Es werden viel-
fach Hilfskräfte eingesetzt, die den Bewohnerinnen 
und Bewohnern keine ausreichende Betreuung und 
Pflege gewähren können. Die als Kurzzeitpflegeein-
richtungen genutzten Bauten und Räume sind in 
vielen Fä llen nicht den Bedürfnissen älterer, behin-
derter und pflegebedürftiger Menschen angepaßt. 

Da Kurzzeitpflegeeinrichtungen nicht dem Heimge-
setz unterfallen, können die Heimaufsichtsbehörden 
von den Trägern weder einen Mindeststandard hin-
sichtlich der räumlichen Ausgestaltung der Einrich-
tung noch eine bestimmte berufliche Qualifikation des 
dort  eingesetzten Personals fordern. Auf Grund der 
geltenden Gesetzeslage ist ein ausreichender Schutz 
der in diesen Einrichtungen aufgenommenen Men-
schen nicht gewährleistet. Die hierdurch bedingten 
Probleme verschärfen sich, da auf Grund zunehmen-
der Nachfrage und im Hinblick auf den Leistungstat-
bestand des § 56 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch insbesondere durch private Träger neue Kurz-
zeitpflegeeinrichtungen geschaffen werden, wobei 
die Nichtanwendbarkeit des Heimgesetzes für die 
Wahl dieser Einrichtungsart häufig wesentlich be-
stimmend ist. Diese Mißstände können nur durch 
Einbeziehung der Kurzzeitpflegeeinrichtungen in das 
Heimgesetz besei tigt werden. 

Im einzelnen sprechen hierfür folgende Gründe: 

— Die Heimaufsichtsbehörden erhalten die Befugnis 
zu prüfen, ob die angemessene Pflege und Betreu-
ung der Bewohnerinnen und Bewohner gesichert 
sind. 

— Es kann festgestellt werden, ob zwischen den 
tatsächlich gebotenen Leistungen und dem gefor-
derten Entgelt ein Mißverhältnis besteht. 

— Es wird sichergestellt, daß zur Betreuung der 
Bewohnerinnen und Bewohner Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eingesetzt werden, die für die von 
ihnen ausgeübte Tätigkeit persönlich und fachlich 
geeignet sind. Ungeeignetem Personal kann mit 
den Sanktionsmöglichkeiten des Heimgesetzes 
die weitere Tätigkeit untersagt werden. 

— Die Heimaufsichtsbehörden erhalten die Befugnis 
zu prüfen, ob das als Pflegeeinrichtung genutzte 
Gebäude baulich und räumlich für die Betreuung 

alter, pflegebedürftiger und behinderter Men-
schen geeignet ist. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Heimgesetzes) 

Heime, die alte Menschen sowie pflegebedürftige und 
behinderte Volljährige nur vorübergehend aufneh-
men, werden den Schutzvorschriften des Heimgeset-
zes unterstellt. Der im Heimgesetz statuierte Erlaub-
nisvorbehalt findet künftig auch für diese Heime 
Anwendung. Ebenfalls gelten in Zukunft auch die 
Anforderungen des Heimgesetzes an die Ausstattung, 
das Personal, die Baulichkeiten und die finanzielle 
Solidität der Betreiberinnen bzw. Betreiber. Die 
Heimaufsichtsbehörden erhalten die Befugnis, diese 
Heime zu überwachen. Bei festgestellten Mängeln 
kann mit den Sanktionsmöglichkeiten des Heimge-
setzes die Einhaltung und Erfüllung der Mindestan-
forderungen durchgesetzt werden. 

Zu Nummer I 

Der Begriff des Kurzzeitpflegeheims ist in § 1 Abs. 2 
— neu — des Heimgesetzes legal definiert. 

Zu Nummer 2 

Ein Recht auf Mitwirkung in Angelegenheiten des 
Heimbetriebs durch den Heimbeirat entspricht den 
Bedürfnissen der auf unbestimmte Zeit oder auf Dauer 
in Heimen aufgenommenen Menschen, da die Auf-
nahme in ein Heim für sie regelmäßig die Aufgabe 
ihres bisherigen und die dauernde Begründung eines 
neuen Lebensmittelpunktes bedeutet. Ein Bedürfnis 
der in Kurzzeitpflegeheimen aufgenommenen Men-
schen auf Mitwirkung in Angelegenheiten des Heims 
besteht nicht, da sie sich lediglich vorübergehend in 
diesen Heimen aufhalten. 

Zu Nummer 3 

Redaktionelle Anpassungen an die neue Ressortbe-
zeichnung. 
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Zu Artikel 2 (Anwendung auf bestehende 
Kurzzeitpflegeheime) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 begründet eine Anzeigepflicht für alle Per-
sonen, die ein Kurzzeitpflegeheim bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes be treiben. 

Zu Absatz 2 

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein nach § 6 des 
Heimgesetzes erlaubnisbedürftiges Kurzzeitpflege-
heim bereits betreibt, hat für dieses Heim nunmehr 
nach Absatz 2 Satz 1 eine Erlaubnis zu beantragen. 
Absatz 2 Satz 2 dient dem Schutz bestehender Kurz-
zeitpflegeheime, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einzelne Anforderungen für den Betrieb einer solchen 
Einrichtung nicht erfüllen. Die Aufsichtsbehörden 
sollen deshalb in die Lage versetzt werden, den 
Betreiberinnen bzw. Betreibern Befreiungen von ein

-

zelnen Anforderungen des Heimgesetzes für den 
Betrieb von Kurzzeitpflegeheimen zu erteilen. Hierzu 
bedarf es einer Prüfung im Einzelfall, wobei die 
Interessen der Heimbetreiberinnen bzw. -betreiber 
sowie die Interessen und Bedürfnisse der Heimbe-
wohnerinnen und -bewohner an einer angemessenen 
Betreuung miteinander abgewogen werden müssen. 
Nach Absatz 2 Satz 3 bleibt die Antragstellerin bzw. 
der Antragsteller zum Betreiben des Kurzzeitpflege-
heims bis zur Entscheidung der zuständigen Behörde 
berechtigt. Absatz 2 Satz 4 regelt die Folgen eines 
nicht fristgerechten Antrags. Die Berechtigung zum 
Betrieb erlischt; seine Fortführung ist kraft Gesetzes 
unzulässig. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Im 
Hinblick auf den dringlichen Handlungsbedarf ist ein 
Inkrafttreten am Tage nach der Verkündung vorge-
sehen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt zu dem oben genannten 
Entwurf wie folgt Stellung: 

Der Kurzzeitpflege kommt in der heutigen Alten- und 
Behindertenpolitik eine immer größere Bedeutung zu. 
Sie bildet vielfach das stationäre Bindeglied zwischen 
Krankenhaus und Pflegeheim oder Wohnung des 
Pflegebedürftigen. Zudem dient sie der Sicherung 
einer kontinuierlichen ambulanten Be treuung Pflege-
bedürftiger, wenn die pflegende Person zeitweilig 
ausfällt. 

Der Bundesrat geht auf Grund der ihm vorliegenden 
Erfahrungsberichte davon aus, daß der Betrieb derar-
tiger Heime den besonderen Schutz ihrer Bewohner in 
gleicher Weise erfordert wie in den bisher vom 
Heimgesetz erfaßten Einrichtungen. Die Bundesre-
gierung verschließt sich dieser Erkenntnis der Praxis 
nicht. Der vorliegende Entwurf wird jedoch nur zu 
einem geringeren Teil dieser Zielsetzung gerecht. Er 
läßt insbesondere eine Prüfung der einzelnen Vor-
schriften des Heimgesetzes auf ihre Anwendbarkeit 
für Kurzzeitpflegeheime und der dadurch erforderli-
chen Sonderregelungen vermissen. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt daher ihrerseits, einen Entwurf 
zur Änderung des Heimgesetzes einzubringen, der 
— auch für den Bereich der Kurzzeitpflege — die 
Regelungen des Entwurfs eines Pflegeversicherungs-
gesetzes berücksichtigen wird. 

Im einzelnen wird zur Vorlage des Bundesrates 
bemerkt: 

1. Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

In § 1 ist keine Defini tion des Begriffs „nicht nur 
vorübergehend" aufgenommen worden. Eine sol-
che Abgrenzung ist aber notwendig, um den 
Anwendungsbereich des Gesetzes hinreichend 
bestimmen zu können. Die vorliegende Fassung 
ermöglicht weder eine ausreichende Abgrenzung 
nach außen, d. h. ob das Heimgesetz überhaupt 
Anwendung finden soll, noch eine solche nach 
innen, d. h. ob es sich im einzelnen um eine 
Einrichtung der Kurzzeitpflege nach Absatz 2 
oder um eine Einrichtung der Dauerpflege nach 
Absatz 1 handelt (Pflegeheim für ältere Menschen 
und volljährige Behinderte). 

Zu Nummer 2 (§ 5) 

Der Absicht des Bundesrates, die Regelung über 
die Mitwirkung der Heimbewohner in inneren 
Angelegenheiten des Heimbetriebs nicht auf die 
Kurzzeitpflegeheime auszudehnen, entspricht 
nicht der Formulierung des Entwurfs. Zum einen 
hätte die in den Ausschußberatungen ge troffene 

Änderung des § 1 Heimgesetz berücksichtigt wer

-

den müssen. Zum anderen könnte zweifelhaft sein, 
ob mit der Begrenzung des Entwurfs auf § 5 Abs. 1 
Heimgesetz die Bestellung eines Heimfürsprechers 
nach § 5 Abs. 2 und 3 in allen Fällen ausgeschlossen 
werden kann. 

2. Zu Artikel 2 

a) Artikel 2 des Entwurfs ist § 23 Heimgesetz 
nachgebildet. Er weicht jedoch in Absatz 2 ab. 
Zum einen sollen Träger von bereits betriebe-
nen und nach § 6 Heimgesetz erlaubnispflichti-
gen Kurzzeitpflegeheimen ausdrücklich eine 
Erlaubnis zum Betrieb beantragen. Sie gilt aber 
nicht wie in § 23 Heimgesetz als erteilt. 

Aus Gründen der Gesetzessystematik empfiehlt 
sich eine Einbeziehung in die Übergangsrege-
lung des § 23 Heimgesetz. Dabei ist im Hinblick 
auf Besitzstands- und Vertrauensschutz (Arti-
kel 2 Abs. 1 Grundgesetz in Verbindung mit 
Artikel 20 Abs. 3 Grundgesetz „Rechtsstaats-
prinzip") darauf Bedacht zu nehmen, daß in die 
Rechte von Betreibern bereits bestehender 
Kurzzeitpflegeheime nicht übermäßig einge-
griffen wird. Ob diesen Anforderungen insbe-
sondere die Regelung des Artikels 2 Abs. 2 in 
Verbindung mit Satz 4 genügt, ist — trotz der 
Bestimmung des Artikels 2 Abs. 2 Satz 3 — 
zweifelhaft. 

b) Zum anderen ist in Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs 
vorgesehen, daß die zuständige Behörde bei der 
Erteilung der Erlaubnis allein für Kurzzeit-
pflegeheime Ausnahmen von einzelnen Anfor-
derungen zulassen kann. 

Das Gewaltenteilungsprinzip (Artikel 20 Abs. 2 
Grundgesetz) gebietet die klare Abgrenzung 
von Legislative und Exekutive. Daraus folgt, daß 
für den einzelnen Art und Maß der Anforderun-
gen an  ihn als Grundrechtsträger vorhersehbar 
und berechenbar sein müssen. Es ist daher 
geboten, die Ausnahmen von einzelnen Anfor-
derungen des Heimgesetzes für die nun einzu-
beziehenden Kurzzeitpflegeheime durch detail-
lierte normative Anwendbarkeitsbestimmun-
gen zu regeln und nicht der Erlaubnisbehörde 
zu überlassen. Zur Vermeidung willkürlicher 
Ungleichbehandlungen ist eine Vorgabe je 
nach Regelungsbereich und -reichweite auf der 
Ebene des Parlamentsgesetzes bzw. der jeweili-
gen Verordnung selbst zu treffen. Eine so pau-
schale Ausnahmeregelung, wie hier vorge-
sehen, genügt deshalb den rechtsstaatlichen 
Anforderungen nicht. Im übrigen ist kein sach-
licher Grund erkennbar, warum für die Kurz-
zeitpflege die Möglichkeit eingeräumt werden 
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sollte, geringere Anforderungen zuzulassen als 
für Heime nach § 1 Abs. 1 Heimgesetz. 

3. Zu Artikel  

Der Gesetzentwurf enthält keine angemessene 
Übergangsfrist. 

4. Ergänzungen 

a) Das Heimgesetz enthält eine Reihe von Schutz-
regelungen, deren Inhalt von einem besonderen 
Abhängigkeitsverhältnis der auf Dauer unter-
gebrachten Bewohner zum Heimträger be-
stimmt wird. Diese Vorschriften müssen auf 
ihren Normzweck in Ansehung einer u. U. 
anderen Interessenlage bei kurzzeitig aufge-
nommenen Bewohnern überprüft werden. Eine 
Einschränkung nur bei § 5 Heimgesetz reicht 
nicht aus. Ausgehend davon, daß eine vorüber-
gehende Unterbringung regelmäßig nicht län-
ger als maximal sechs Wochen dauert, ist z. B. 
auch die Anwendbarkeit der §§ 4 a bis 4 d sowie 
§ 14 Heimgesetz fraglich. 

b) Nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 des Wohngeldgesetzes 
sind Bewohner eines Heimes im Sinne des 
Heimgesetzes antragsberechtigt zum Bezug von 
Wohngeld. Dabei kann Wohngeld nach Sinn 
und Zweck des Gesetzes nur denjenigen Heim-
bewohnern gewährt werden, deren Heimunter

-

bringung auf Dauer angelegt ist. Nur in diesem 
Fall  besteht eine Vergleichbarkeit mit einem 
Mieter oder Nutzer von Wohnraum. Die ledig-
lich vorübergehende Unterbringung in einem 
Kurzzeitpflegeheim kann dieses Erfordernis 
nicht erfüllen. Dementsprechend müssen die 
Fälle von Kurzzeitpflege aus dem Anwendungs-
bereich des Wohngeldgesetzes ausgeklammert 
bleiben. 

5. Kosten 

Die finanziellen Auswirkungen der Regelung sind 
nicht hinreichend geprüft worden. Sie können z. B. 
die Träger der Heime treffen, wenn sie den durch 
das Heimgesetz aufgestellten Anforderungen 
nachkommen müssen. Bei Umlage dieser Kosten 
auf die von den Bewohnern zu zahlenden Entgelte 
kann auch der Bereich der Sozialhilfe tangiert 
werden. Insoweit werden Bedenken gegen die 
Kostenaussage im Vorblatt geltend gemacht. 

 


